
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
vom 08.10.2009 
betreffend Umsetzung des Landtagsbeschlusses zur Erhöhung der 
Referendariatsplätze 
und  
Antwort  
der Kultusministerin  
 
 
 

Vorbemerkung des Fragestellers: 
Der Hessische Landtag hat in seiner Plenarsitzung vom 5. Juni 2008 (vgl. Druck-
sache 17/327) die Einstellung von 1.500 Referendarinnen und Referendaren pro 
Halbjahr beschlossen. Konkret wurde die Landesregierung dazu aufgefordert, die 
Zahl von damals 1.175 Absolventen pro Halbjahr auf 1.500 Absolventen pro Halb-
jahr, beginnend noch im Jahr 2009 zu erhöhen. Hierfür hat der Landtag in einem 
einstimmigen Beschluss die nötigen finanziellen Mittel zur Verfügung gestellt. Be-
gründet wurde dieser Beschluss damit, dass für den absehbaren Einstellungsbedarf 
in Hessen die damals 4.700 Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst (LiV) in den Stu-
dienseminaren nicht ausreichten. Bei durchschnittlich 1.175 Absolventen pro Halb-
jahr stünden Hessen regional, fachspezifisch und lehramtsbezogen keine ausrei-
chende Anzahl von Bewerberinnen und Bewerbern für Einstellungen zur Verfü-
gung. Der bestmögliche Weg dafür, in Hessen den mittelfristigen Bedarf an Lehr-
kräften insbesondere in den Mangelfächern aus eigener Kraft zu decken, sei es, 
bereits jetzt in die Ausbildung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst zu investie-
ren, die in den nächsten Jahren einzustellen sein würden. Der Einsatz der entspre-
chenden finanziellen Ressourcen zahle sich durch die absehbare Deckung des 
Lehrkräftebedarfs entsprechend aus. 
In ihrer Antwort zu einer Kleinen Anfrage (Drucksache 18/324) hat die Kultusmi-
nisterin zu Frage 4 b angegeben, dass zum Einstellungstermin 1. Februar 2009 je-
doch nur 1.354 LiV eingestellt wurden. 
 

Diese Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt:  
 
Frage 1. Wieso wurden trotz des absehbaren Lehrermangels zum Einstellungstermin 1. 

Februar 2009 fast 150 LiV weniger eingestellt als der Landtag beschlossen hat? 
 
Der Landtag hatte in seiner Plenarsitzung am 5. Juni 2008 durch einstimmi-
gen Beschluss die Landesregierung aufgefordert, "die Anzahl der Lehrkräfte 
im Vorbereitungsdienst (LiV) von derzeit 1.175 Absolventen pro Halbjahr 
auf 1.500 Absolventen pro Halbjahr, beginnend noch in diesem Jahr, zu 
erhöhen" (Landtagsdrucksache 17/327).  
Die Finanzierung dieser Erhöhung für den Einstellungstermin 1. August 
2008 konnte, wie vom Landtag beschlossen, durch Minderausgaben bei Kap. 
07 75 681 erfolgen, so dass zum 1. August 2008 1.500 besetzbare Stellen 
zur Verfügung standen.  
Nach Durchführung des Haupt- und Nachrückverfahrens konnten 1.420 LiV 
neu eingestellt werden. 38 Stellen wurden durch LiV besetzt, deren Vorbe-
reitungsdienst verlängert wurde, 42 Stellen blieben aufgrund kurzfristiger 
Absagen, Krankheitsfälle usw. unbesetzt. 
Nach derzeitiger Rechtslage können Stellen, die nach den offiziellen Einstel-
lungsterminen am 1. Februar und 1. August frei werden, aus rechtlichen 
Gründen für das jeweilige Ausbildungssemester nicht mehr besetzt werden. 
 
Die für eine Umsetzung dieses Beschlusses im Jahr 2009 notwendigen zu-
sätzlichen Stellen mit entsprechender Finanzierung wurden vom Landtag 
nicht bereitgestellt. Zum Zeitpunkt des Einstellungstermins 1. Februar 2009 
unterlag die Stellenbewirtschaftung zudem der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung.  
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Durch Verlagerung unbesetzter Stellen und Stellenanteile konnte für das 
Haushaltsjahr 2009 ein Einstellungsvolumen von ca. 2.600 LiV sicherge-
stellt werden. Zum Einstellungstermin 1. Februar 2009 waren davon 1.484 
Stellen zur Besetzung frei. Nach Durchführung des Haupt- und Nachrück-
verfahrens konnten 1.354 LiV neu eingestellt werden, 58 Stellen wurden 
durch LiV besetzt, deren Vorbereitungsdienst verlängert wurde, 72 Stellen 
blieben unbesetzt. 
 
Die relativ hohe Zahl von 72 unbesetzten Stellen zum 1. Februar 2009 er-
weist sich als unschädlich, weil dadurch das Einstellungsvolumen für den 
1. August 2009 bei insgesamt nur 2.600 Stellen für 2009 entsprechend er-
höht werden konnte. Somit konnten 2009 wenigstens im Ansatz zwei unge-
fähr gleich große Einstellungsrunden durchgeführt werden. 
 
Frage 2. Wie viele Referendarinnen und Referendare wurden zum jüngsten Einstellungs-

termin 1. August 2009 eingestellt und falls auch diese Zahl unter der im Landtags-
beschluss festgelegten Zahl 1.500 liegen sollte, warum ist dies so? 

 
Zum genannten Einstellungstermin standen 1.225 besetzbare Stellen zur 
Verfügung. Nach Durchführung des Haupt- und Nachrückverfahrens konn-
ten 1.157 LiV neu eingestellt werden, 43 Stellen wurden durch LiV besetzt, 
deren Vorbereitungsdienst verlängert wurde, 26 Stellen blieben aufgrund 
kurzfristiger Absagen, Krankheitsfälle usw. unbesetzt.  
 
Hinsichtlich der Zahl der besetzbaren Stellen wird auf die Ausführungen zu 
Frage 1 verwiesen. 
 
Frage 3. Trägt die Tatsache, dass seit der Reform des Lehrerbildungsgesetzes viel mehr 

LiV als früher ihr Abschlussexamen nicht bestehen mit dazu bei, dass die Vorga-
be, hessenweit an den Studienseminaren halbjährlich 1.500 neue LiV aufzuneh-
men, nicht erreicht werden kann? 

 
Der Landtag hat die Landesregierung zur Erhöhung der Zahl der Absolven-
ten auf 1.500 aufgefordert.  
 
Dieser Forderung wird durch die intensive Arbeit an einer Neugestaltung 
der HLbG für die zweite Phase der Lehrerausbildung Rechnung getragen. 
Dabei soll u.a. sichergestellt werden, dass weniger LiV als bisher aufgrund 
Nicht-Zulassung zur oder Nicht-Bestehen der Zweiten Staatsprüfung ihren 
Vorbereitungsdienst verlängern müssen. 
 
Auch bisher hat die Verlängerung des Vorbereitungsdienstes aufgrund 
Nicht-Zulassung zur oder Nicht-Bestehen der Zweiten Staatsprüfung nicht zu 
einer Verminderung der Einstellungszahlen geführt. Die dadurch länger 
besetzten Stellen werden i.d.R. durch Stellen kompensiert, die im Laufe der 
Ausbildung durch Ausscheiden auf eigenen Wunsch oder durch kurzfristiges 
Nichtantreten des Vorbereitungsdienstes frei werden.  
 
Frage 4. Wie ist die Zahl neuer LiV, die niedriger ist als vom Landtag beschlossen, aus 

Sicht der Landesregierung mit dem beklagten Lehrermangel und dem Anwerben 
von Quereinsteigerinnen und Quereinsteigern zu vereinbaren? 

 
Die Landesregierung hat die Einstellungszahlen für LiV trotz der oben erläu-
terten Haushaltslage in 2009 so nahe wie irgend möglich an die Forderung 
des Hessischen Landtags angenähert. 
 
Der vielerorts beklagte Lehrermangel trifft nicht alle Schulformen und nicht 
alle Unterrichtsfächer, sondern nur einige sogenannte "Mangelfächer". In 
der Grund- und Förderschule herrscht auf absehbare Zeit kaum Lehrerman-
gel, während die übrigen Schulformen davon stärker betroffen sind. So 
benötigen z.B. berufliche Schulen aktuell und in Zukunft Lehrkräfte ver-
schiedenster Fächer und Fachrichtungen. Mangelfächer an Haupt- und Real-
schulen sind Physik, Chemie, Musik, Informatik und Ethik. An Gymnasien 
fehlen vor allem Physik- und Lateinlehrer. Da auch diese Fächer im Unter-
richt abgedeckt werden müssen, werden dafür - nur sofern keine Anträge 
von Bewerberinnen und Bewerbern mit Erster Staatsprüfung in diesen Fä-
chern vorliegen - sogenannte Quereinsteiger/-innen zum Vorbereitungsdienst 
zugelassen. Mit dieser Maßnahme beabsichtigt die Landesregierung, die 
Zahl regulär ausgebildeter Lehrkräfte zu erhöhen. 
 
Auch für Quereinsteiger/-innen, die nach der neuen Verordnung nicht ins 
Referendariat, sondern in eine berufsbegleitende Qualifizierungsmaßnahme 
aufgenommen werden, gelten Mindestzulassungsvoraussetzungen. Berufsbe-
gleitende Quereinsteiger/-innen werden zudem pädagogisch und didaktisch 
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geschult. Voraussetzung zur Einstellung dieser Quereinsteiger sind akute, 
anderweitig nicht kompensierbare Mangelsituationen an Schulen. Die Alter-
native wäre, den Unterricht in diesen Fächern ausfallen oder von Lehrkräf-
ten unterrichten zu lassen, die in dem entsprechenden Fach nicht ausgebildet 
sind. 
 
Frage 5. Trifft es zu, dass im Bewerbungsverfahren zum Einstellungstermin August 2009 

für das Referendariat am Gymnasium 23 Bewerberinnen und Bewerber mit dem 
Fach Mathematik trotz erkennbarer Unterversorgung der Schulen mit Mathematik-
lehrern mit der Begründung zurückgewiesen würde, es gäbe keine Ausbildungs-
plätze für sie, da diese von etwa gleich vielen Quereinsteigern belegt seien? 

 
Die Behauptung ist nicht zutreffend. 
Im Rahmen der Möglichkeiten werden Bewerberinnen und Bewerber mit 
Erster Staatsprüfung immer vorrangig eingestellt, sofern ihre Note der Ers-
ten Staatsprüfung eine entsprechende Eignung und Leistung nachweist. 
 
Dem Fach Mathematik kommt in der Einstellungspraxis von LiV ein hoher 
Stellenwert zu, da einem prognostizierten Einstellungsbedarf relativ wenige 
Studienabsolventen gegenüberstehen.  
Daher ist es zum 1. August 2009 gelungen, etwa 75 v.H. der Bewerberinnen 
und Bewerber für das Lehramt an Gymnasien, die das Fach Mathematik 
studiert haben, einzustellen.  
 
Mathematik ist jedoch kein ausgewiesenes Mangelfach. Zwar herrscht Be-
darf an Mathematiklehrkräften. Jener ist in Relation zu den im "Mangelfä-
cher-Katalog" aufgenommenen Fächern deutlich geringer. Quereinsteiger/-
innen in den Vorbereitungsdienst werden daher nicht aufgrund des Fachs 
Mathematik eingestellt. 
 
Die Einstellung von Quereinsteigern/-innen mit dem Fach Mathematik in 
den Vorbereitungsdienst ist wie folgt begründet: Im Lehramt an Gymnasien 
standen insgesamt nur 46 Bewerbungen für die laut Kapazitätsplan vorhan-
denen 62 Ausbildungsplätze im Fach Physik zur Verfügung. Die übrigen 16 
Ausbildungsplätze wurden daher mit qualifizierten Diplom-Physikern be-
setzt. Von diesen 16 Diplom-Physikern brachten 14 Mathematik als "Zweit-
fach" mit, so dass ihnen auch hier Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt 
wurden. Diese Ausbildungsplätze wurden zusätzlich zum "Grundkontingent" 
von 62 Ausbildungsplätzen im Fach Mathematik zugewiesen, so dass insge-
samt 76 Einstellungen mit dem Fach Mathematik vorgenommen werden 
konnten. Ohne diese "Quereinsteiger" hätten lediglich 46 Physik- und 62 
Mathematik-Bewerbungen berücksichtigt werden können. Die dann frei 
gebliebenen 16 Physik-Stellen hätten gleichmäßig auf alle anderen Fächer 
verteilt werden müssen (Prinzip der Chancengleichheit). Eine solche Alter-
native wäre jedoch sowohl für die genannten Mangelfächer als auch für das 
Fach Mathematik kontraproduktiv. 
 
Frage 6. Falls ja, wie ist dies mit dem nicht Ausschöpfen der vom Landtag beschlossenen 

Ausbildungskapazität von 1.500 LiV zu vereinbaren? 
 
Die Beantwortung ergibt sich vollumfänglich aus dem Antworttext zu Frage 
5. 
 
Frage 7. Wie viele Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger wurden zum Schuljahr 

2009/2010 ins Quereinsteigerprogramm aufgenommen und welche Fächer vertre-
ten sie? 

 
In den Pädagogischen Vorbereitungsdienst wurden insgesamt 45 Querein-
steigerinnen und Quereinsteiger ohne Erstes Staatsexamen als reguläre LiV 
eingestellt. 
 
Nach sorgfältiger Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen wurden von den 
19 Bewerberinnen und Bewerbern 14 zur Qualifikationsmaßnahme im be-
rufsbegleitenden Quereinstieg zugelassen. Diese vertreten insgesamt viermal 
das Fach Physik, dreimal Chemie, zweimal Mathematik, zweimal Ethik, 
einmal Spanisch, einmal Französisch, einmal evangelische Religion und 
zweimal Sport. Hinzu kommen verschiedene Beifächer. Die Fächer differie-
ren außerdem nach Schulform. In der Regel wurden Bewerbungen für die 
Sekundarstufe I und II abgegeben. Diese Personen absolvieren, wie erwähnt, 
den berufsbegleitenden Quereinstieg, nicht den Quereinstieg in den Vorbe-
reitungsdienst, und werden daher nicht auf die Ausbildungsplätze für LiV 
angerechnet. 
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Frage 8. Hält die Landesregierung die sächliche und personelle Ausstattung aller Studien-
seminare für so ausreichend, dass sie kapazitätsmäßig dazu in der Lage wären, 
sowohl die vom Landtag beschlossenen zusätzlichen LiV auszubilden und zusätz-
lich auch noch in Mangelfächern die Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger? 

 
Der Hessische Landtag hat zwar am 5. Juni 2008 eine Erhöhung der LiV-
Zahlen beschlossen. Mittel für eine Aufstockung der Fachleiterstellen wur-
den jedoch nicht in die Beschlussfassung aufgenommen. Die sächliche Aus-
stattung der einzelnen Studienseminaren entspricht an manchen Orten nicht 
immer dem Idealzustand. Erst für den Haushalt 2010 können entsprechende 
Mittel angemeldet und beraten werden. 
 
Die Qualifizierung der Quereinsteiger und Quereinsteigerinnen im berufsbe-
gleitenden Quereinstieg erfolgt im Rahmen einer speziellen Qualifizierung 
durch das Amt für Lehrerbildung. Soweit notwendig werden im Bereich der 
fachspezifischen Ausbildung im Rahmen der entsprechenden Module künftig 
neue Ausbildungsaufträge angeworben. 
 
Frage 9. Falls nein, welche Maßnahmen wird die Landesregierung innerhalb welches 

Zeitraumes vornehmen, um dies künftig sicherzustellen? 
 
Für das Haushaltsjahr 2010 werden zur personellen Aufstockung und zur 
weiteren Verbesserung der sächlichen Ausstattung der Studienseminare ent-
sprechende Mittel angemeldet.  
 
Frage 10. Wird zum nächsten Einstellungstermin am 1. Februar 2010 gewährleistet sein, 

dass 1.500 neue LiV eingestellt werden sowie in Mangelfächern zudem auch noch 
Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger und wird die Landesregierung den erst-
examinierten Lehramtsstudierenden bei der Auswahl den Vorrang vor Quereinstei-
gerinnen und Quereinsteigern geben? 

 
Bei Gewährung der für das Haushaltsjahr 2010 beantragten Stellen und Mit-
tel wird zu jedem Einstellungstermin die Kapazität zur Einstellung von 1.500 
LiV vorhanden sein. 
 
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen. 
 
Wiesbaden, 5. November 2009 

Dorothea Henzler 
 


